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Kann Serbien dem Kosovo  
entsagen?
Die Schlüsselfrage für die Stabilisierung des Balkans 

Henri Bohnet

13 Jahre nach dem Kosovokrieg ist der Konflikt zwischen 
Belgrad und Priština aufgrund von Streitigkeiten zu Grenz- 
und Gebietskontrolle neu entfacht. Doch anders als in der 
Vergangenheit trägt der EU-Integrationsprozess in Südost-
europa dazu bei, dass dieser Konflikt nicht in einer Spirale 
der Gewalt endet. Vielmehr signalisiert der Wille aller Staa-
ten auf dem westlichen Balkan und insbesondere auch Ser-
biens, der EU beizutreten, dass Belgrad auf eine friedliche 
Lösung der Auseinandersetzung mit Priština setzt. 

Der westliche Balkan auf  
dem Weg in die Europäische Union

Seit dem Ende des Kosovokriegs, des letzten Kriegs auf 
dem Gebiet des ehemaligen Jugoslawien, haben demokra-
tische Reformen die Länder des westlichen Balkans vor die 
Türen der Europäischen Union geführt. Das größte Land 
im ehemaligen Jugoslawien, Serbien, hat die letzten bei-
den vom Kriegsverbrechertribunal in Den Haag gesuchten 
Kriegsverbrecher ausgeliefert. Damit ist keiner der 161 
vom Tribunal Gesuchten mehr auf freiem Fuß. Ein wichtiges 
Kapitel des gewaltsamen Zerfalls Jugoslawiens ist nunmehr 
beendet. Das ehemals jugoslawische Slowenien ist bereits 
langjähriges EU-Mitglied und Euroland, Kroatien hat den 
Beitritt zur Union vergangenen Winter besiegelt, Monte-
negro startet in Kürze die Beitrittsverhandlungen, Serbien 
und Mazedonien sind Beitrittskandidaten und alle (bald 
hoffentlich auch die Kosovaren) können nach den Sanktio
nen und Reisebeschränkungen der 1990er Jahre wieder 
ungehindert – und ohne Visum – durch Europa reisen. Mit 
jedem Jahr nutzen immer mehr junge Leute aus der Region 
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die wachsenden Studien- und Stipendienmöglichkeiten in 
Westeuropa und bringen wichtige Erfahrungen und für den 
Aufbau der Wirtschaft notwendige Expertise in ihre Hei-
matländer zurück. 

Doch bleiben 13 Jahre nach dem letzten Krieg die beiden 
größten Kriegsschauplätze der Jugoslawienkriege, das Ko-
sovo und Bosnien-Herzegowina, unter internationaler zivi-
ler Aufsicht. Rund 4.000 Soldaten der NATO sind weiterhin 
im Kosovo stationiert, darunter 1.400 Deutsche. Ihr Abzug 
ist, anders als beispielsweise in Afghanistan, nicht abseh-
bar.

Das Kosovo hat zwar im Februar 2008 seine Unabhängig-
keit erklärt und damit die auf absehbare Zeit letzte Grenz-
ziehung auf dem Gebiet des westlichen Balkans vollzogen, 
zwei Jahre nach der Loslösung Montenegros von der ge-
meinsamen Föderation mit Serbien. Doch ist das Kosovo 
noch kein „normaler‟ souveräner Staat. Trotz der Aner-
kennung durch bis heute weltweit fast 90 Staaten hat es 
sich noch keinen Sitz bei den Vereinten Nationen sichern 
können. Die Vetomächte Russland und China verweigern 
die Anerkennung. Fünf EU-Mitgliedstaaten (Griechenland, 
Slowakei, Rumänien, Spanien und Zypern) haben keine bi-
lateralen diplomatischen Beziehungen mit Priština. Auch in 
der Region selbst wehren sich Bosnien-Herzegowina und 
Serbien, ein unabhängiges Kosovo zu akzeptieren. 

Das politische Belgrad schwört mehr als ein Jahrzehnt nach 
dem Sturz Slobodan Miloševićs, das Kosovo – und dessen 
Staatsgrenzen – niemals anerkennen zu wollen. Im hef-
tig geführten Wahlkampf zum Parlament diesen Frühling 
versicherte die große Mehrheit der Parteiführer ihren Wäh-
lern, sie wollten „Kosovo und Metohien‟, so die offizielle, 
serbisch-orthodoxe Bezeichnung des Territoriums, und die 
dort lebenden Landsleute um keinen Preis aufgeben. War 
daher die „EU und Kosovo‟-Strategie des serbischen Prä-
sidenten Boris Tadić, mit der er gleichzeitig die fortschrei-
tende EU-Integration seines Landes und die Beibehaltung 
des serbischen Anspruchs auf das Kosovo propagierte und 
die er auch im Wahlkampf wieder erneuerte, realistisch – 
oder eine Illusion? Und wie wird der neu ins Amt gewählte 
Präsident Tomislav Nikolić diese beiden miteinander ver-
knüpften Themen angehen?
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Superwahljahr in Serbien: Das Kosovothema 
bei den Parlaments-, Kommunal- und Präsident-
schaftswahlen Anfang Mai 

Der seit vergangenen Sommer neu entfachte Kosovokon-
flikt, der durch den kosovarischen Versuch zur Übernahme 
der Kontrolle über serbisch besiedeltes, aber zum Territo
rium des Kosovo gehörendes Grenzgebiet verursacht wur- 
de, kam für viele politische Wahlkämpfer in Belgrad zu ei-
nem günstigen Zeitpunkt: lenkte er doch von den wahren, 
vor allem wirtschaftlichen Problemen Serbiens ab und bot 
die immer gern genutzte Chance, an die nationale Einheit 
des Landes zu appellieren. Daneben trugen die von politi-
schen und wirtschaftlichen Einzelinteressen kontrollierten 
Medien dazu bei, dass die Europaskepsis der Bevölkerung 
gestiegen, das Misstrauen in die Partner in Berlin, Brüssel 
und Washington gewachsen, die Rufe nach der Rückbesin-
nung und Wiederbelebung der slawischen Freundschaft zu 
Moskau und nach dem Ausbau der wirtschaftlichen Bezie-
hungen zu Beijing lauter geworden sind. 

Die scharf nationalistische Rhetorik (die üb-
rigens auch von den Kosovaren instrumenta-
lisiert wird) täuscht jedoch darüber hinweg, 
dass sich viel zum Besseren gewendet hat 
im Verhältnis zwischen Belgrad und Priština. 
Was unter Tadićs Vorgänger Koštunica noch undenkbar ge-
wesen wäre, ist jetzt Realität: 13 Jahre nach dem Ende des 
Kosovokrieges reden hochrangige Repräsentanten beider 
Regierungen miteinander über die Verbesserung der ge-
genseitigen Beziehungen, wo es vor einigen Jahren keinen 
einzigen offiziellen Kommunikationskanal gab. Nachdem 
die Statusverhandlungen unter VN-Vermittler Martti Ahti-
saari 2007 scheiterten und Priština im Februar 2008 ein-
seitig, aber mit Unterstützung der USA, Deutschlands und 
anderer Staaten seine Unabhängigkeit erklärte, werden 
jetzt wieder Gespräche geführt, auch wenn diese nur ei-
nen „technischen Charakter‟ haben sollen. Dieser im März 
2011 begonnene und unter EU-Aufsicht geführte Dialog hat 
innerhalb eines Jahres bereits wichtige Vereinbarungen in 
der Beilegung von lange offen stehenden Streitfragen er-
zielt. Erste Hürden wurden genommen, das Ziel einer Nor-
malisierung der bilateralen Beziehungen ist näher gerückt, 
ohne die keine nachhaltige Stabilisierung auf dem Gebiet 

13 Jahre nach dem Ende des Kosovo-
krieges reden hochrangige Repräsen-
tanten beider Regierungen miteinander 
über die Verbesserung der gegenseiti-
gen Beziehungen.
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des westlichen Balkans denkbar ist. Doch der Weg dorthin 
bleibt steinig und hängt von dem fortdauernden Engage-
ment der EU, aber auch von der Heranführung aller Länder 
der Region an die Gemeinschaft ab – insbesondere aber 
natürlich Serbiens.

Serbiens Wandlung zum EU-Beitrittskandidaten: 
Erste Annäherung an Priština

Präsident Tadićs Sieg bei den vorgezogenen Wahlen 2008 
leitete den Wendepunkt der serbischen Politik Richtung Eu-
ropa ein. Tadićs Erfolg auf Basis seines klar proeuopäisch 
geführten Wahlkampfes war, daran muss erinnert werden, 
Konsequenz der gescheiterten Politik seines früheren Mi-
nisterpräsidenten und Rivalen Koštunicas, sich allen inter-
nationalen Vermittlungsversuchen zur Lösung der Kosovo-
statusfrage und der Europäisierung des eigenen Landes zu 
verweigern. 

In den nun endenden vier Jahren seiner Amts- 
zeit muss rückblickend vor allem die Außen-
politik Tadićs als mutig und konstruktiv be-
wertet werden. Denn nur knapp konnte sich 

Tadić 2008 gegen die nationalistischen Kräfte unter dem 
(damals noch) Radikalen Tomislav Nikolić in der Stichwahl 
durchsetzen. Dessen eigentlich vom in Den Haag wegen 
Volksverhetzung angeklagten Vojislav Šešelj geführte Ra-
dikale Partei zog als zweitstärkste Kraft hinter Tadićs De-
mokratischer Partei in das Parlament ein. Tadić musste un-
ter Anderem mit der Nachfolgepartei Miloševićs ein Bündnis 
eingehen und eine sehr heterogene Koalition unter seinem 
Premierminister Mirko Cvetković einsetzen, um im Parla-
ment eine knappe Mehrheit gegen die Nationalisten um 
Nikolić und Koštunica zu garantieren.

Vor diesem innenpolitisch problematischen Hintergrund ist 
die seitdem erfolgte positive Wandlung Belgrads Richtung 
Europa zu sehen, die Boris Tadić durch wichtige außenpo-
litische Akzente vollzogen hat: Die Auslieferung des frü-
heren bosnischen Serbenführers Radovan Karadžić an das 
Den Haager Kriegsverbrechertribunal wenige Monate nach 
seinem Amtsantritt, die Ergreifung der Kriegsverbrecher 
Ratko Mladić und Goran Hadžić vergangenen Sommer, die 
begonnene Aussöhnung mit dem ehemaligen Kriegsgegner 

Nur knapp konnte sich Tadić 2008 ge- 
gen die nationalistischen Kräfte unter 
dem (damals noch) Radikalen Tomislav 
Nikolić in der Stichwahl durchsetzen.
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Kroatien, die durch Tadićs Besuch in Vukovar gefestigt 
wurde, die Verurteilung des Srebrenica-Massakers durch 
das serbische Parlament, die gemeinsam mit der EU ver-
fasste VN-Resolution, die den Dialog mit Priština seit März 
2011 ermöglichte, und schließlich die gegen 
massiven innenpolitischen Widerstand bisher 
getroffenen bilateralen Vereinbarungen mit 
dem Kosovo. Neben diesen außenpolitischen 
Erfolgen bescheinigte die Europäische Kom-
mission Serbien im vergangenen Herbst gute 
Noten bei der Umsetzung des Stabilität- und 
Assoziierungsabkommens, wichtige Fortschritte im demo-
kratischen Reformprozess, und machte Belgrad zum poten-
ziellen Beitrittskandidaten. 

Doch das Bild sieht im Licht der hiesigen politischen Wirk-
lichkeit nicht so rosig aus, wie es aufgrund dieser Befunde 
erscheinen mag: Denn die genannten Veränderungen sind 
bisher nur an der Oberfläche erfolgt; ihre Wirkung ist auf-
grund der problematischen Umsetzung der Reformen noch 
nicht in Politik und Gesellschaft durchgedrungen. Eine für 
die begonnenen Umwälzungen erforderliche und sie beglei-
tende innenpolitische und, noch wichtiger, gesellschaftliche 
Auseinandersetzung ist bis heute kaum erfolgt. 

Dieses ist der wichtigste Grund, warum gerade im Verhält-
nis zum Kosovo die bereits erzielten Erfolge bei den getrof-
fenen bilateralen Vereinbarungen noch nicht tragfähig sind. 
Auch deshalb ist die kritische Begleitung der genannten 
Entwicklungen und insbesondere auch die von Deutschland 
betriebene Bindung des EU-Integrationsfortschritts Serbi-
ens (aber natürlich auch der des Kosovos) an Fortschritte 
in der Normalisierung der bilateralen Beziehungen sinnvoll 
und richtig. 

Serbiens Parteien im Wahlkampf: Welche Chancen 
hat eine Versöhnung mit den Nachbarn? 

In diesem serbischen Superwahljahr lohnt sich ein Blick 
auf die serbische Parteienlandschaft, um die Chance einer 
Normalisierung der Beziehungen zum Kosovo und einer 
Stabilisierung der Politik auf dem westlichen Balkan für die 
nahe Zukunft, d.h. für die kommende Legislaturperiode, 
in Serbien einschätzen zu können. Belgrads Politik ist von  

Die Europäische Kommission beschei-
nigte Serbien im vergangenen Herbst 
gute Noten bei der Umsetzung des Sta-
bilität- und Assoziierungsabkommens 
sowie wichtige Fortschritte im demo-
kratischen Reformprozess.
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zwei etwa gleich starken, nicht eindeutig ideologischen, 
sondern eher „historischen‟ Lagern geprägt, die sowohl 
zwischen-, als auch untereinander sehr heterogen sind: 
Auf der einen Seite sind die ehemaligen Führer der De-
mokratie- und Widerstandsbewegung gegen das Milošević-
Regime und ihre Parteien, darunter die von Tadić geführ-
ten Demokraten des ermordeten Reformers Zoran Đinđić, 
Koštunicas nationalistische DSS, die Liberalen des ehema-
ligen Vizepremiers der Demokraten Čedomir Jovanović, 
sowie einige kleinere Parteien, die im Laufe der Jahre an 
Bedeutung verloren haben. 

Im anderen Lager befinden sich die politischen Führungs-
kräfte, die bereits unter Milošević dienten. Bis heute haben 
diese höchstens ansatzweise ihre demokratische Wandlung 
glaubwürdig vollzogen. Hier sind insbesondere die ehema-
lige Partei Miloševićs, die SPS unter dem derzeitigen Innen-
minister Ivica Dačić zu nennen, die Radikalen unter Šešelj 

und die von ihnen 2008 abgespaltene Fort-
schrittspartei unter Miloševićs und Šešeljs 
ehemaligem Weggefährten Nikolić. Diese Par- 
teien gelten (zusammen mit Koštunicas DSS) 
im starken Maße als russlandfreundlich. Sie 
und ihre Führungspersonen haben öffentlich 

keinen Schlussstrich unter ihre Vergangenheit gezogen. 
Trotz der Teilnahme der SPS an der europaorientierten Po-
litik der scheidenden Regierung und der selbstbekundeten 
Wandlung des ehemals radikalen Nikolić zu einem Befür-
worter Europas bleiben ernste Zweifel bestehen: Werden 
diese beiden Parteien die Integration Serbiens in die EU tat-
sächlich unterstützen, wenn gleichzeitig – und zwangsläu-
fig aufgrund der an weitere Fortschritten im begonnenen 
Dialog gebundenen EU-Annäherung  – der serbische Ein-
fluss über das Kosovo abnehmen muss? Die Fortschritts-
partei ist stärkste Partei im neuen Parlament geworden, 
Dačić gilt als ernsthafter Kandidat für das Amt des Premier-
ministers; seine SPS ist nach Tadićs Demokraten die dritt-
stärkste Kraft im Abgeordnetenhaus. 

 
 
 
 
 

Trotz der Teilnahme der SPS an der eu- 
ropaorientierten Politik der scheidenden  
Regierung und der selbstbekundeten  
Wandlung des ehemals radikalen Nikolić  
zu einem Befürworter Europas bleiben 
ernste Zweifel bestehen.
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Was unternimmt die neue Regierung  
im Verhältnis zu seinem Nachbarn Kosovo?

Die neue Regierung in Belgrad muss, will sie die europäi-
sche Perspektive Serbiens realisieren, weitere Fortschritte 
bei der Zusammenarbeit mit Priština nachweisen. Sie muss 
die bisher getroffenen Vereinbarungen des bilateralen Dia
logs umsetzen. Darüber hinaus erwartet die EU weitere 
Zugeständnisse von Belgrad, so z.B. die Abschaffung der 
parallelen Verwaltungsstrukturen im Norden Kosovos. Das 
hatte Bundeskanzlerin Angela Merkel bereits bei ihrem Be-
such in Belgrad im August 2011 deutlich gemacht. 

Schließlich kommt die neue Regierung kaum 
umhin, die serbische Verfassung zu ändern, 
um nachhaltige gutnachbarliche Beziehun-
gen mit dem Kosovo zu ermöglichen. Denn 
die Verfassung von 2006, in deren Präambel 
die „Autonome Provinz Kosovo und Metohien‟ als integra-
ler Bestandteil des serbischen Staatsgebietes verankert ist, 
stellt die wichtigste normative Hürde für die Normalisierung 
der Beziehungen zu Priština dar. Ihre Änderung kann aber 
nur mit einer Zweidrittelmehrheit im Parlament erfolgen. 
Dazu ist die Unterstützung aus beiden politischen Lagern 
unumgänglich. 

Diese großen Herausforderungen setzen, das machen die 
politischen Biografien des dargestellten zweiten Parteienla-
gers deutlich, eine öffentliche Auseinandersetzung mit den 
strategischen Zielen der serbischen Politik und den For-
derungen aus Brüssel ebenso voraus wie den Beginn der 
Aufarbeitung der jüngsten Vergangenheit. Der Verlauf des 
bisherigen Integrationsprozesses und der Verhandlungen 
mit Priština, das zeigte auch der jüngste Wahlkampf, hat 
viele alte Wunden aufgerissen und Kontroversen wieder-
belebt, die nicht länger und nicht, wie bisher üblich, von 
der politischen Spitze beiseite geschoben werden können: 
Tadićs Regierung ist es nicht ausreichend gelungen, ihre 
Außenpolitik hinsichtlich Brüssels und Prištinas ausrei-
chend zu erklären. So hat sie es vermieden, die getroffenen 
Vereinbarungen durch die Einbeziehung des Parlaments zu 
legitimieren. Nicht nur große Teile der Öffentlichkeit, der 
Opposition, sondern auch einige Partner der bisherigen 
Regierungskoalition fühlen sich diesbezüglich übergangen. 

Die serbische Verfassung stellt die wich-
tigste normative Hürde für die Norma-
lisierung der Beziehungen zu Priština 
dar. Ihre Änderung kann aber nur mit 
einer Zweidrittelmehrheit erfolgen.
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Sie alle haben eine öffentliche Auseinandersetzung mit 
dem in den Gesprächen Erreichten gefordert; dies aber un-
abhängig davon, dass sie selbst es im Wahlkampf vermie-
den hatten, klare Aussagen und detaillierte Strategien über 
ihre eigenen außenpolitischen Zielsetzungen, insbesondere 
hinsichtlich der Fortsetzung des Dialogs, zu präsentieren. 

Verlauf und Ergebnisse des Dialogs  
zwischen Belgrad und Priština bis heute

Nach der einseitigen Unabhängigkeitserklä-
rung hatte das Thema Kosovo mit dem Abtritt 
der Regierung Koštunica im Frühling 2008 in 
der öffentlichen Wahrnehmung vorüberge-
hend an Bedeutung verloren: das Kosovo war 

nach jahrelangen, erschöpfenden Verhandlungen abge-
schrieben. Damit war man nicht einverstanden, aber es gab 
wichtigere, wirtschaftliche Probleme – und erstmals eine 
von Tadićs neuer Regierung aufgezeigte konkrete europäi-
sche Perspektive für Serbien. Erst durch das überraschend 
unzweideutige Gutachten des Internationalen Gerichts-
hofs im Sommer 2010 über die Rechtmäßigkeit der koso-
varischen Unabhängigkeitserklärung erschien das Thema 
Kosovo wieder in den Schlagzeilen. Doch die Reaktionen 
darauf vielen entgegen vieler Befürchtungen friedlich aus, 
anders als noch zwei Jahre zuvor zur Unabhängigkeitser-
klärung.

Als Folge des Gutachtens brachte Serbien eine unter dem 
Druck der EU umgearbeitete neue Resolution in die VN-
Vollversammlung ein, die den Weg für den Beginn des bila-
teralen Dialogs im März 2011 ebnete.1 Letzterer hat unter 
Ausklammerung der Statusfrage die Lösung technischer 
Fragen wie die Anerkennung von Universitätsabschlüssen, 
Bewegungsfreiheit und das Katasterwesen zum Ziel. Unter 
Aufsicht des EU-Vermittlers Robert Cooper trafen sich die 
Unterhändler beider Staaten, die kosovarische stellvertre-
tende Ministerpräsidentin Edita Tahiri und der vom serbi-
schen Außenminister bevollmächtigte Gesandte Borislav 
Stefanović, bis heute knapp ein Dutzend Mal in Brüssel. 
Beide Seiten wissen, dass nur nachweisbare Fortschritte  
 

1 |	 Resolution 64/298 von 2010: Vgl. Vereinte Nationen, 2010: 
A/RES/64/298, 2, http://un.org/en/ga/64/resolutions.shtml 
[14.05.2012].

Erst durch das unzweideutige Gutachten  
des Internationalen Gerichtshofs über 
die Rechtmäßigkeit der kosovarischen 
Unabhängigkeitserklärung erschien das 
Thema wieder in den Schlagzeilen.

http://un.org/en/ga/64/resolutions.shtml
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im Dialog, die zu einer Normalisierung der Beziehungen im 
Alltag führen, weitere Integrationsschritte für Belgrad und 
Priština in Richtung EU nach sich ziehen werden: eine klare 
Konditionalisierung seitens Brüssels. Denn gutnachbar-
schaftliche Beziehungen sind eines der Schlüsselkriterien 
für den EU-Beitritt.

Mit Vereinbarungen in drei Bereichen hatten beide Seiten 
Anfang Juli 2011, knapp vier Monate nach Beginn des Dia-
logs, erste konkrete Ergebnisse erzielt, die durch trilaterale 
Arbeitsgruppen umgesetzt werden sollten. Dabei ging es 
um die Schaffung eines Zivilregisters für das Kosovo durch 
die dortige EU-Rechtsstaatsmission EULEX, für das Serbien 
zusagte, seine Unterlagen zur Verfügung zu stellen. Von 
Bedeutung war auch die Einigung über die Einreise koso-
varischer Staatsbürger nach Serbien auf der Basis ihres 
Personalausweises. Grundsätzlich einigte man sich darüber 
hinaus auf die gegenseitige Anerkennung von Universitäts- 
und Schulzeugnissen.2 

Doch nur wenige Wochen später, nachdem die 
serbische Seite die für Ende Juli angesetzte 
nächste Verhandlungsrunde auf September 
verschoben hatte, brach der Grenzkonflikt im 
Norden des Kosovo aus. Dieser hat in den Mo- 
naten bis Dezember Todesopfer und Dutzende Verletzte auf 
beiden Seiten und auf der Seite der internationalen Schutz-
truppen gefordert. 

Ursache für den Ausbruch der Gewalt war die Entscheidung 
Prištinas, Polizeikräfte zur Besetzung der Grenzübergänge 
zu senden. Damit reagierte sie auf das bereits seit der ko-
sovarischen Unabhängigkeitserklärung existierende und 
mehrfach von Priština kritisierte Einfuhrembargo kosova-
rischer Güter nach Serbien; sie wollte damit im Gegen-
zug zum serbischen Embargo die Einfuhr serbischer Güter 
unterbinden. Diese konnten bis dahin ungehindert – und 
oft unkontrolliert – über die von Kosovo-Serben besetzten 
Grenzposten im Nordkosovo ins Land gelangen. Davon pro-
fitierten insbesondere serbisch-kosovarische Banden, die 
gut organisiert Benzin- und Baustoffschmuggel betrieben. 

2 |	 Vgl. Rat der Europäischen Union, „EU facilitated dialogue: 
three agreements‟, Press Statement, Brüssel, 02.07.2011, 
http://consilium.europa.eu/uedocs/cms_data/docs/pressdata/ 
EN/foraff/123383.pdf [10.05.2012].

Der Grenzkonflikt im Norden des Koso- 
vo hat Todesopfer und Dutzende Ver- 
letzte auf beiden Seiten und auf der Seite  
der internationalen Schutztruppen ge- 
fordert.

http://consilium.europa.eu/uedocs/cms_data/docs/pressdata/EN/foraff/123383.pdf
http://consilium.europa.eu/uedocs/cms_data/docs/pressdata/EN/foraff/123383.pdf
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Der Grenzkonflikt ist deshalb Ausdruck sowohl der bedroh
ten kommerziellen Interessen im Nordkosovo, insbesondere 
auch der Absichten einflussreicher krimineller Strukturen, 
als auch der Erkenntnis der dort lebenden, hauptsächlich 
serbischen Bevölkerung, dass der bis dato kaum existente 
Einfluss der kosovarischen Regierung in Priština in Zukunft 
ihren Alltag bestimmen könnte. So kam es am 25. Juli 2011 
zu heftiger Gegenwehr, die die kosovarischen Sicherheits-
kräfte gewaltsam daran hinderte, die Grenzübergänge zu 
erreichen. Es wurden Barrikaden an den Grenzposten und 
diversen Grenzübergängen errichtet, die bis heute nicht 
vollständig geräumt sind. 

Seitdem hat der neu entfachte Konflikt die Berichterstat-
tung in den serbischen und kosovarischen Medien und die 
Verhandlungen zwischen beiden Seiten beeinflusst. Die bis 
zum Sommer weitgehend erfolgreich vermiedene Politisie-
rung des als „technisch‟ konzipierten Dialogs kam mit Ver-
spätung, aber mit umso heftigerer nationalistischer Rhe-
torik auf beiden Seiten. Auch instrumentalisierten in der 

Frühphase des Wahlkampfs einige serbische 
Politiker wie SPS-Führer und Innenminister 
Dačić oder der oppositionelle Koštunica den 
Grenzstreit, um mit nationalistischen Tönen 
das rechte Spektrum der Wählerschaft zu ge-
winnen. Andere Entscheidungsträger aus den 

Rängen der Regierungsparteien nutzten die Medienbericht-
erstattung über das Kosovo, um im Wahlkampf von den 
eigentlichen Defiziten ihrer Amtszeit abzulenken: Von der 
anhaltend desaströsen Wirtschaftslage, der weiterhin auf 
allen Ebenen grassierenden Korruption und von den feh-
lenden rechtsstaatlichen Prinzipien. Dies sind die Themen, 
die den Alltag jedes einzelnen Bürgers bestimmen und bei 
denen die Politik in den Augen vieler versagt hat. 

Angesichts der zunehmenden Politisierung des Dialogs und 
der Verhärtung beider Fronten konnten die Gespräche nur 
unter erheblichen Druck seitens der EU und der USA wieder 
aufgenommen werden. Dass nunmehr überhaupt weitere 
Vereinbarungen – zuletzt jeweils vor den EU-Ratsgipfeln im 
Dezember und März – erzielt werden konnten, ist neben 
dem außenpolitischen Druck auf beide Seiten insbeson-
dere dem Ehrgeiz Präsident Tadićs geschuldet, sein altes 
Wahlversprechen der EU-Integration voranzutreiben. So 

Entscheidungsträger der Regierungs
parteien nutzten die Medienberichter
stattung über das Kosovo, um im Wahl- 
kampf von den eigentlichen Defiziten 
ihrer Amtszeit abzulenken.
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konnte Ende Februar die ausstehende Einigung über die 
Repräsentation des Kosovo auf internationalen Treffen und 
über die Ausgestaltung der Grenzvereinbarungen erzielt 
werden. Diese Einigung hatte zur Folge, dass Serbien den 
EU-Kandidatenstatus erhielt. Auch wenn viele innenpoli-
tische Gegner Tadićs diese Entscheidung aus Brüssel als 
„Wahlkampfgeschenk‟ des Westens an Tadićs Demokra-
ten kommentierten: Es ist nicht abzustreiten, dass die von 
den EU-Staaten (und insbesondere Deutschland) verfolgte 
Strategie von „Zuckerbrot und Peitsche‟ zu diesen für Ser-
bien symbolisch wichtigen Schritt geführt hat. 

Für die Dauer des serbischen Wahlkampfes wurde der bila
terale Dialog jetzt ausgesetzt. Erst mit der neu formierten 
Regierung in Belgrad können die Gespräche wieder aufge
nommen werden und müssen dann so wichtige, ausste-
hende Streitthemen klären wie Energieversorgung und 
Telekommunikation. Mit einer Fortführung der Verhandlun-
gen kann demnach nicht vor dem Frühsommer gerechnet 
werden.

Innenpolitische Erschwernisse im Dialog 

Im Verlauf der Annäherungen ist klar gewor-
den: Für Serbien stand in den Verhandlungen 
bisher mehr auf dem Spiel als für das Kosovo.  
Politisch hatte Belgrad im Verhältnis zu Priš
tina auch wegen der bevorstehenden Wahlen 
mehr zu verlieren. Doch auch für Premier Ha-
shim Thaçis Regierung in Priština war der bisherige Ver-
handlungsverlauf ein Drahtseilakt. Der in seiner Position 
durch die international kritisierten letzten Wahlen 2010 und 
die Vorwürfe über seine vermutete frühere Verstrickung in 
Organhandel geschwächte Thaçi sieht sich einer stärker 
werdenden nationalistischen Opposition um den populären 
Führer der „Vetevendosje‟-Bewegung Albin Kurti gegen-
über, die jeglichen Kompromiss mit Belgrad rundweg ab-
lehnt. Die Ergebnisse der letzten Verhandlungsrunde wur-
den in der kosovarischen Öffentlichkeit heftig kritisiert. Der 
Kompromiss über die Vertretung Kosovos auf internationa-
ler Ebene erscheint insbesondere für die Nationalisten eine 
Beschneidung der so hart erkämpften Unabhängigkeit. Da-
rüber hinaus profitiere Belgrad nun im Vergleich zu Priština 
unverhältnismäßig stark: Der Erhalt des Kandidatenstatus 

Für Serbien stand in den Verhandlun-
gen bisher mehr auf dem Spiel als für 
das Kosovo. Politisch hatte Belgrad im 
Verhältnis zu Priština auch wegen der 
bevorstehenden Wahlen mehr zu ver-
lieren. 
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für Serbien ist eindeutig die größere Belohnung als der Be-
ginn einer „Möglichkeitsstudie‟ hin zu einer späteren Visa-
liberalisierung für das Kosovo.

Aber auch die serbische Seite steht verstärkt unter Druck, 
nachdem die Nordkosovo-Serben in einem im Februar von 
den vier dortigen serbischen Gemeinden organisierten, von 
Belgrad aber nicht unterstützten Referendum mit überwäl-
tigender Deutlichkeit ihre Weigerung gegenüber jeglicher 
kosovarischer Autorität zum Ausdruck brachten. Zudem 
fühlen sich die im Nordkosovo lebenden serbischen Staats-
bürger von Belgrad im Stich gelassen, weil sie letztendlich 
nicht die ursprünglich von Belgrad auch auf ihrem Gebiet 
angesetzten Kommunalwahlen mit der Billigung „ihrer‟ 
Hauptstadt abhalten konnten. Diese hätten nämlich dieje-
nigen Gemeinden auf kosovarischen Territorium betroffen, 
die Bundeskanzlerin Merkel auf ihrem Belgrader Besuch als 
parallele Strukturen abgeschafft sehen wollte. 

Gelernte Lektionen – und wie geht es weiter?

Die genannten innenpolitischen Faktoren in Belgrad und 
in Priština bringen zwei wichtige Defizite des bisherigen 
Annäherungsprozesses auf beiden Seiten zum Vorschein: 
die fehlende Berücksichtigung der Interessen der im Nor-
den Kosovos lebenden Serben einerseits sowie anderer-
seits die fehlende Legitimierung des Dialogs durch die 

Nicht-Einbeziehung der jeweiligen nationalen 
Parlamente. Beide Aspekte wurden bisher 
sowohl von serbischer als auch von kosova-
rischer Seite vernachlässigt. Sie bilden aber 
die Schnittmenge an Gemeinsamkeiten – vor 
dem Hintergrund der Komplexität und Unter-

schiedlichkeit des jeweiligen politischen und gesellschaft-
lichen Umfelds beider Länder. Denn die bisher in Brüssel 
geführten Gespräche verliefen, der Sensibilität der politi-
schen Situation zwischen beiden Ländern und der Umstrit-
tenheit der diskutierten Themen geschuldet, weitgehend 
abgekoppelt vom Diskurs in den Heimatstädten und ohne 
notwendige Berücksichtigung der Interessen der im um-
strittenen Gebiet Lebenden. 

 
 

Die bisher in Brüssel geführten Gesprä-
che verliefen weitgehend abgekoppelt 
vom Diskurs in den Heimatstädten und 
ohne notwendige Berücksichtigung der 
Interessen der im umstrittenen Gebiet 
Lebenden.
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Betrachtet man das bisherige Vorgehen, so wurden die bis-
herigen Entscheidungen – auf beiden Seiten – nur unter 
den Augen der Unterhändler und der Regierungsführung 
beider Staaten getroffen. Ihre Verbindlichkeit wurde bisher 
nicht durch parlamentarische Abstimmungen oder wenigs-
tens Kabinettsbeschlüsse bekräftigt. Weder den Parlamen-
ten noch der Öffentlichkeit wurde bislang ausreichend dar-
gelegt, wie die Vereinbarungen ausgestaltet und umgesetzt 
werden sollen. Es erscheint deshalb wenig verwunderlich, 
dass ihre Implementierung nur schleppend voranschreitet 
und weiter umstritten ist. 

Auch wenn es verständlich erscheinen mag, dass vor allem 
die Belgrader Politik die öffentliche Auseinandersetzung 
über ein die serbische Identität so bestimmendes Thema 
in diesem Wahljahr aus dem Weg gehen wollte, zeigen die 
öffentlichen Reaktionen auf den neu entflammten Konflikt 
jedoch spätestens seit letztem Herbst, dass 
dies eine fehlerhafte Herangehensweise war. 
Durch die Volksbefragung vom Februar ist 
deutlich geworden, wie viel für Priština und 
Belgrad auf dem Spiel steht und wie schwie-
rig es sein wird, eine für die im Nordkosovo 
lebende Bevölkerung tragfähige Lösung des Streits zu fin-
den. Denn das Referendum und die noch heute nicht voll-
kommen geräumten Grenzbarrikaden führen allen Betei-
ligten vor Augen, wie wenig direkten Einfluss Belgrad und 
Priština auf die Ereignisse dort haben. Das trifft auch auf 
die internationale Schutzgemeinschaft zu, deren Bewe-
gungsfreiheit durch die Barrikaden weiterhin nicht in vol-
lem Umfang garantiert ist.

Es führt also kein Weg daran vorbei, den Dialog nicht nur 
auf der Ebene der Unterhändler im fernen Brüssel zu füh-
ren, sondern ihn auch nach innen, in die eigene Gesellschaft 
und unter Einbeziehung der Bevölkerung im Norden Koso-
vos hinein zu tragen. Es ist von serbischer Seite bedenklich, 
den eigenen Mitbürgern auf dem Weg zur EU-Integration 
ihres Landes weiterhin weiszumachen, dass eine Rückkehr 
zu früheren Zeiten möglich ist. Die Erörterung eines von 
einigen serbischen Politikern immer wieder vorgebrachten 
Gebietsaustausches mit dem in Südserbien hauptsächlich 
von Albanern besiedelten Presevotal ist ebenfalls fern jeg-
licher politischer und von der internationalen Gemeinschaft 

Durch die Volksbefragung vom Februar 
ist deutlich geworden, wie schwierig es 
sein wird, eine für die im Nordkosovo 
lebende Bevölkerung tragfähige Lösung 
des Streits zu finden.
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akzeptierten Realitäten. Ebenso ist es von kosovarischer 
Seite wenig zweckdienlich, die eigenen Staatsstrukturen 
ohne Berücksichtigung der bevölkerungsspezifischen Be-
gebenheiten nördlich des Ibars in einem Hauruck-Verfah-
ren aufdrängen zu wollen.

Ein Lösungsansatz muss die Wünsche der dort lebenden 
Bevölkerung ebenso berücksichtigen wie er ihr eine Son
derstellung im Staatsgefüge Kosovos ermöglichen muss, 
unter besonderem Schutz des kulturell-kirchlichen Erbes 
Serbiens auf dem gesamten Territorium des Kosovo. Ähn- 
liches hatte Präsident Tadić bereits Ende 2011 mit sei-
nem dem Ahtisaari-Plan nicht unähnlichen Vorschlag eines 

„Vier-Punkte-Plans‟3 angeregt, der als mög-
liche Grundlage einer langfristigen Einigung 
mit Priština diskutiert werden könnte. Doch 
darüber hinaus müssen in zukünftigen Ge-
sprächen auch die Bedingungen direkt an-

gesprochen werden, unter denen Serbien eine De-facto-
Unabhängigkeit Kosovos akzeptieren könnte. Ferner lohnt 
sich  – immer noch  – der Blick auf die Erfahrungen des 
deutsch-deutschen Grundlagenvertrages oder auf die Re-
gelung zwischen Nord- und Südtirol, die in angepasster 
Form einen Modus für den pragmatischen Umgang mitein-
ander liefern könnten.

Doch es muss berücksichtigt werden, dass es ohne eine 
Änderung der serbischen Verfassung mit Blick auf die dor-
tige Verankerung des Anspruchs auf das Kosovo auch nach 
den Parlamentswahlen dabei bleiben wird: Die Entschei
dungsträger in Belgrad werden weiter bekräftigen, dass 
Serbien den Nachbarn niemals anerkennen werde. Kein 
ernst zu nehmender Politiker wird sich auch in Zukunft des 
Verfassungsverrats schuldig machen wollen. Deshalb wäre 
eine bereits mehrfach erwogene Verfassungsänderung im 
Rahmen der Anpassung an den Aquis communautaire mit 
dem Ziel sinnvoll, den Weg nach Europa auch hinsichtlich der 
bestehenden Kosovo-Problematik freizuräumen. Dies wäre  
 

3 |	 Tadić hat vier zentrale Bedingungen genannt, die für Serbien 
auf dem Weg zu einer langfristigen Lösung erfüllt sein müssten: 
Ein besonderer Status der serbisch-orthodoxen Klöster auf 
kosovarischen Territorium, ein spezieller Status für die im Süd- 
kosovo lebenden Serben, ein Sonderstatus des Nordkosovo 
und die Lösung von ungeklärten Eigentumsfragen zwischen 
Priština und Belgrad. 

In zukünftigen Gesprächen müssen 
auch die Bedingungen direkt ange-
sprochen werden, unter denen Serbien 
eine de-facto-Unabhängigkeit Kosovos 
akzeptieren könnte.
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ein geeigneter Impuls, um eine umfassende Diskussion 
über den zukünftigen Kurs und die strategische Zielsetzung 
serbischer Politik ernsthaft anzugehen, sowohl im Parla-
ment als auch in der Öffentlichkeit. Eine Verfassungsände-
rung könnte den Prozess einleiten, der nicht nur zu mehr 
Transparenz und Legitimität der politischen Entscheidungen 
vor allem hinsichtlich der Auseinandersetzung mit dem 
serbisch-kosovarischen Konflikt und der europäischen Aus- 
richtung führt. Dieser Prozess würde auch Licht in die 
Ausgestaltung der bereits getroffenen Vereinbarungen mit 
Priština bringen. Damit könnte der Weg der Vertrauensbil-
dung im Zuge der Umsetzung und Institutionalisierung der 
getroffenen Vereinbarungen und der alltäglichen Zusam-
menarbeit in diesen Bereichen endlich beschritten werden. 
Dies würde auch die im umstrittenen Gebiet lebenden Men-
schen stärker einbinden.

Nicht nur auf Regierungs- und Parlamentsebene muss der 
begonnene Dialog jetzt intensiviert werden, sondern auch 
in der Zivilgesellschaft. Insbesondere in den Grenzgemein
den müssen alle verfügbaren Kanäle und Initiativen ge-
nutzt werden, um diesen Prozess zum Erfolg zu führen. 
Nur so können gutnachbarschaftliche Beziehungen Realität 
werden und kann die europäische Integration des westli-
chen Balkans weitergehen. Dreizehn Jahre nach dem letz-
ten Krieg auf dem Gebiet des ehemaligen Jugoslawien ist 
es an der Zeit, dass die politischen Entscheidungsträger 
sich nicht nur aufgrund westlicher Forderungen zu euro-
päischen Werten und Standards bekennen und Reformen 
„abarbeiten‟, sondern Dialog und Meinungsaustausch als 
einzig sinnvolles Instrument der Konfliktlösung anerken-
nen.


